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Antwort
der Bundesregierung
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Antje Blumenthal, Dr. Ralf Brauksiepe, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der CDU/CSU
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Wandel der Arbeitswelt und Modernisierung des Arbeitsrechts

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Seit einigen Jahren ist von einer „Erosion des Normalarbeitsverhältnisses“ die
Rede. Die Vertreter dieser These gehen davon aus, dass immer weniger Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer über einen unbefristeten Vollzeitarbeits-
platz verfügen, während der Anteil derer, die sich in „prekären“ Beschäfti-
gungsverhältnissen befinden, steigt. Einerseits wird konstatiert, dass in der
globalisierten Wirtschaft die Anforderungen an die räumliche Mobilität der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und an die Flexibilität der Beschäfti-
gungsformen und -verhältnisse steigen und dass zugleich der Gesetzgeber dar-
aus die Konsequenzen zu ziehen habe. Andererseits besteht die Befürchtung,
dass die erhöhte Mobilität und Flexibilität den arbeits- und sozialrechtlichen
Status vieler Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer schwächt.

Zugleich wird über die Zukunft der Lohnfindung in Deutschland diskutiert.
Einerseits wird die Frage aufgeworfen, ob angesichts einer angeblich abneh-
menden Tarifbindung die Tarifvertragsparteien überhaupt noch in der Lage
sind, Mindestarbeitsbedingungen effektiv sicherzustellen. Andererseits wird
kritisiert, dass wenig flexible Tarifabschlüsse die Sicherung und Schaffung
von Arbeitsplätzen verhindern.

1. Wie bewertet die Bundesregierung Aussagen, es zeichne sich ein „Bedeu-
tungsverlust“ oder eine „Erosion“ von Normalarbeitsverhältnissen ab (so
etwa IAB-Kompendium zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2002,
S. 135 bis 144, oder die IG Metall auf ihrer Internetseite)?

Falls es diese Anzeichen gibt: Welche Konsequenzen zieht die Bundesre-
gierung daraus für ihre Politik, insbesondere für die Haushalte der sozialen
Sicherungssysteme?

Der Bundesregierung ist bewusst, dass der sich in der Wirtschaft vollziehende
Strukturwandel und die Notwendigkeit, auf die Bedürfnisse eines zunehmend
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globalisierten Marktes schnell und flexibel zu reagieren, aus unternehmerischer
Sicht auch flexible Beschäftigungsformen erfordern. Andererseits geht der
Wunsch nach mehr Flexibilität der Beschäftigung, insbesondere in Form von
Teilzeitarbeit, vielfach auch von den Arbeitnehmern aus. Gegenwärtig sind es
vor allem Frauen, die die Möglichkeiten flexiblerer Arbeitszeitgestaltung wün-
schen und nutzen. Dabei wechseln sich üblicherweise in den Erwerbsbiografien
Phasen der Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung ab.
Die Betrachtung der Erwerbstätigkeit über einen längeren Zeitraum lässt nicht
erkennen, dass die Entwicklung flexibler Formen der Beschäftigung zu einem
durchgreifenden Bedeutungsverlust des „Normalarbeitsverhältnisses“ bzw. der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung führt. Schwankungen um ein be-
stimmtes Niveau bedeuten keine „Erosion“ des Normalarbeitsverhältnisses.
Die Politik der Bundesregierung ist darauf gerichtet, dass das unbefristete Ar-
beitsverhältnis mit voller tariflicher Wochenarbeitszeit auch weiterhin die nor-
male Form der Beschäftigung bleibt. Die Bundesregierung hat dafür gesorgt,
dass für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in flexiblen Beschäftigungsfor-
men ein angemessener sozialer Schutz gewährleistet ist und „prekäre“ Beschäf-
tigungsverhältnisse nicht entstehen können. Auf der Grundlage entsprechender
EG-Richtlinien wurden befristete und Teilzeitarbeitsverhältnisse umfassend ge-
setzlich geregelt. Dazu gehört insbesondere auch das Verbot, teilzeitbeschäf-
tigte und befristet beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegen-
über Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Vollzeitbeschäftigung und mit
unbefristetem Arbeitsvertrag schlechter zu behandeln oder wegen der Form der
Beschäftigung zu benachteiligen. Im Bereich der Leiharbeit hat die Bundes-
regierung durch die Aufhebung von Verboten und Beschränkungen die Flexi-
bilität für die Arbeitgeber und Entleihbetriebe erhöht und gleichzeitig durch die
Einführung des Grundsatzes der Gleichstellung von Leiharbeitnehmern mit
vergleichbaren Arbeitnehmern des Entleihers, insbesondere im Hinblick auf
das Arbeitsentgelt, den sozialen Schutz der Leiharbeitnehmer verbessert.
Es steht außer Frage, dass schon aufgrund der gravierenden Veränderungen
beim Umfang und beim Altersaufbau der inländischen Erwerbsbevölkerung die
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme weiter entwickelt werden muss.
Dabei stellen sich für die unterschiedlichen Zweige der Sozialversicherung
jeweils spezifische Herausforderungen. Dies verdeutlichen auch die Reform-
gesetze der letzten Jahre im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung, der
gesetzlichen Krankenversicherung und die Reformen am Arbeitsmarkt. Län-
gerfristige Perspektiven haben vor allem die Arbeiten der „Rürup-Kommis-
sion“ aufgezeigt.

2. Wie viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind nach Kenntnis der
Bundesregierung in Deutschland sozialversicherungspflichtig beschäftigt?

Wie groß ist der Anteil der abhängig Beschäftigten an allen Erwerbstäti-
gen, und wie hat er sich in den letzten zehn Jahren entwickelt?

Im Januar 2004 betrug die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit 26,5 Millionen.
Die Entwicklung der Struktur der Erwerbstätigkeit lässt sich mittels des jähr-
lichen Mikrozensus verfolgen, die in der folgenden Tabelle dargestellt ist. Die
Zahlen für 2003 liegen noch nicht vor.
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Quelle: Statistisches Bundesamt

3. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der Selbständi-
gen an den Erwerbstätigen in den letzten Jahren entwickelt?

Wie groß ist der Anteil der Selbständigen, die keine weiteren Mitarbeiter
beschäftigen?

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zur Entwicklung der Ein-
kommenssituation Selbständiger ohne oder mit nur wenigen weiteren Be-
schäftigten?

Die Entwicklung des Anteils der Selbständigen an den Erwerbstätigen ist in der
Tabelle in der Antwort auf Frage 2 dargestellt.
Die Zahl der Selbständigen, die keine Mitarbeiter beschäftigen, liegt der Bun-
desregierung nicht vor. Der Bundesregierung liegen ebenfalls keine aktuellen
Erkenntnisse zur Entwicklung der Einkommenssituation Selbständiger ohne
oder mit nur wenigen weiteren Beschäftigten vor.

4. Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der Teilzeit-
beschäftigten?

Wie hat er sich in den letzten Jahren entwickelt?

Wie viele Stunden arbeiten die Teilzeitbeschäftigten im Durchschnitt
wöchentlich?

Der Anteil der Teilzeitbeschäftigten an der Gesamtzahl der abhängig Erwerbs-
tätigen betrug 21,4 % im Jahre 2002. Die Teilzeitquote ist in den letzten Jahren
stetig angestiegen, besonders seit Inkrafttreten des Teilzeit- und Befristungs-
gesetzes (TzBfG) im Jahre 2001 (1999: 19,5 %, 2000: 19,8 %, 2001: 20,8 %,
2002: 21,4 %) (Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus).
Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit der Teilzeitbeschäftigten beträgt ge-
genwärtig 14,47 Stunden (Quelle: Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit – IAB).
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5. Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die in Zeitarbeitsfirmen beschäftigt sind?

Wie hat er sich in den letzten Jahren entwickelt?

Wie lang ist die durchschnittliche Verweildauer im Entleihbetrieb, und wie
groß ist der Anteil der Leiharbeitnehmer, die vom entleihenden Betrieb
übernommen werden?

Im Jahre 2002 betrug der Anteil der Leiharbeitnehmer an allen sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten 1,22 %. Die Quote der Leiharbeitnehmer hat sich
in den letzten Jahren wie folgt entwickelt: 1999: 1,04 %, 2000: 1,22 %, 2001:
1,28 %, 2002: 1,22% (Quelle: IAB).
Zur durchschnittlichen Verweildauer im Entleihbetrieb und der Übernahme von
Leiharbeitnehmern durch den Entleihbetrieb gibt es keine statistischen Erhebun-
gen. Nach Erkenntnissen des IAB wechselten Ende der 80er Jahre 40 bis 45 %,
im Jahre 1997 noch ca. 35 % der Leiharbeitnehmer nahtlos in Beschäftigungs-
verhältnisse außerhalb von Verleihfirmen (IAB-Kurzbericht Nr. 20/2002, S. 4).

6. Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die befristet beschäftigt sind?

Wie lang ist die durchschnittliche Dauer eines befristeten Arbeitsverhält-
nisses?

Im Jahr 2002 hatten befristete Arbeitsverhältnisse einen Anteil von 7,5 % an
den bestehenden Arbeitsverhältnissen (6,8 % in den alten Bundesländern,
11,0 % in den neuen Bundesländern). Die Befristungsquote ist in den letzten
Jahren im Wesentlichen gleich geblieben: 1999: 8,3 %, 2000: 8,0 %, 2001:
8,0 %, 2002: 7,5 % (Quelle: Auswertung des Mikrozensus durch das IAB).
Zur Dauer befristeter Arbeitsverträge liegen nur Ergebnisse des Mikrozensus
aus dem Jahr 1999 vor, die allerdings wegen der Stichtagserfassung befristete
Arbeitsverträge mit kurzen Laufzeiten untererfassen. Danach hatten 24,6 % der
befristeten Arbeitsverträge eine Laufzeit bis 6 Monate, 54,5 % über 6 Monate
bis 24 Monate und 16,2 % über 24 Monate (bei 4,7 % fehlt eine Angabe).

7. Hat die Änderung von § 14 Abs. 3 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG)
– also die (zunächst bis Ende 2006 geltende) Änderung der Altersgrenze
für die generelle Möglichkeit der Befristung ohne sachlichen Grund vom
58. auf das 52. Lebensjahr ab dem 1. Januar 2003 – nach Kenntnis der
Bundesregierung schon signifikante Auswirkungen auf die Beschäfti-
gungssituation älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gehabt?

Wenn ja: Welche?

Die Beschäftigungswirkung der seit 1. Januar 2003 geltenden Regelung ist
Gegenstand der Gesamtevaluation der Umsetzung der Vorschläge der Hartz-
Kommission. Erste Ergebnisse werden im Herbst 2005 vorliegen.
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8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die durch die Änderung
von § 14 Abs. 3 TzBfG erfolgte Erweiterung der Befristungsmöglichkeit
faktisch eine Einschränkung des Kündigungsschutzes für die älteren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer darstellt?

Wie verträgt sich die Änderung des § 14 Abs. 3 TzBfG mit der Aussage
des Bundeskanzlers, Gerhard Schröder, auf dem DGB-Bundeskongress
am 29. Mai 2002, die von der CDU/CSU ins Auge gefasste Einschrän-
kung des Kündigungsschutzes für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sei „zynisch und unsozial“?

Die Erweiterung der Befristungsmöglichkeit nach § 14 Abs. 3 TzBfG hat zu-
sammen mit weiteren von der Hartz-Kommision vorgeschlagenen Maßnahmen,
insbesondere der Regelung zur Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer, das
Ziel, die Beschäftigungssituation der von der Arbeitslosigkeit besonders betrof-
fenen älteren Arbeitsuchenden zu verbessern. Im Unterschied zur CDU/CSU,
die die generelle Einschränkung des Kündigungsschutzes für ältere Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer vorschlägt, setzt die Bundesregierung entspre-
chend den Vorschlägen der Hartz-Kommission darauf, älteren Arbeitsuchenden
durch befristete Arbeitsverträge Brücken zu dauerhafter Beschäftigung zu
bauen.

9. Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung generell zwischen
dem Kündigungsschutzrecht einerseits und den Beschäftigungsaussichten
von Arbeitslosen bzw. der Attraktivität des Standortes Deutschland ande-
rerseits?

Der Kündigungsschutz gehört zum Wesen der sozialen Marktwirtschaft. Er ist
nicht nur eine soziale, sondern auch eine ökonomische und kulturelle Errungen-
schaft. Der Schutz vor unbegründetem und willkürlichem Verlust des Arbeits-
platzes ist für die Arbeitnehmer und ihre Familien von existenzieller Bedeutung
und zugleich Voraussetzung dafür, dass sich die Arbeitnehmer motiviert und
engagiert für die Belange des Unternehmens einsetzen. Damit liegt der Kündi-
gungsschutz zugleich im Interesse der Arbeitgeber. Die generelle Einschrän-
kung des Kündigungsschutzes würde nicht zu mehr Beschäftigung führen. Die
Bundesregierung sieht sich in ihrer Auffassung durch Ergebnisse von Unter-
suchungen der OECD unterstützt, nach denen die Rigidität der Beschäftigungs-
schutzbestimmungen praktisch nur einen geringen bzw. gar keinen Effekt auf
das globale Niveau der Arbeitslosigkeit hat (OECD-Beschäftigungsausblick,
Paris 1999, S. 94).
Um die Beschäftigungschancen älterer Arbeitsuchender zu verbessern und
Neueinstellungen insbesondere in kleinen Unternehmen und bei Existenzgrün-
dern zu fördern, hat die Bundesregierung mit dem Ersten Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt und dem Gesetz zu Reformen am Arbeits-
markt einzelne Regelungen des Teilzeit- und Befristungsgesetzes und des Kün-
digungsschutzgesetzes geändert. Der Kündigungsschutz in seiner Substanz
wird dadurch nicht angetastet.

10. Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage des Bundesministers für
Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang Clement, in der „FINANCIAL TIMES
DEUTSCHLAND“ vom 17. Januar 2003: „Der verminderte Kündi-
gungsschutz in Betrieben bis zu fünf Mitarbeitern führt dazu, dass diese
Kleinstunternehmen nicht mehr Leute einstellen als fünf“?

Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage des Bundeskanzlers, Ger-
hard Schröder, auf dem DGB-Bundeskongress am 29. Mai 2002: „Wir
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alle wissen, dass eine Einschränkung des Kündigungsschutzes nieman-
dem etwas bringt. Und schon gar nicht neue Arbeitsplätze.“?

Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass sich die zitierten Äußerun-
gen des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit und des Bundeskanz-
lers miteinander vertragen?

Die Anhebung der betrieblichen Anwendungsschwelle des Kündigungsschutz-
gesetzes von fünf Arbeitnehmern auf zehn Arbeitnehmer für neu eingestellte
Arbeitnehmer ist das Ergebnis eines im Vermittlungsverfahren zum Gesetz zu
Reformen am Arbeitsmarkt gefundenen Kompromisses zwischen dem ur-
sprünglichen Gesetzesvorschlag der Bundesregierung und der Forderung von
CDU/CSU und FDP nach einer weitergehenden Anhebung der Anwendungs-
schwelle. Ob und in welchem Umfang die Unternehmen die neue Regelung für
mehr Einstellungen nutzen, wird die Praxis zeigen.

11. Welche Effekte erwartet die Bundesregierung von der am 1. Januar 2004
in Kraft getretenen Änderung des Schwellenwertes im Kündigungs-
schutzgesetz?

Gibt es schon Anzeichen für eine Auswirkung dieser Gesetzesänderung
auf das Einstellungsverhalten der Betriebe und Verwaltungen, in denen in
der Regel zwischen sechs und zehn Arbeitnehmer beschäftigt sind?

Wenn ja: Welche?

In dem kurzem Zeitraum seit Inkrafttreten der geänderten Anwendungs-
schwelle des Kündigungsschutzgesetzes lassen sich Auswirkungen auf das
Einstellungsverhalten der betreffenden Betriebe und Verwaltungen noch nicht
feststellen. Entsprechend der vom Deutschen Bundestag angenommenen Ent-
schließung wird die Bundesregierung die Beschäftigungswirkung der geänder-
ten Anwendungsschwelle untersuchen lassen und dem Deutschen Bundestag
bis Ende 2007 hierüber berichten.

12. Welche Informationen liegen der Bundesregierung zur Tarifbindung von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern vor – insgesamt sowie differen-
ziert nach privater Wirtschaft und öffentlichem Dienst?

Wie groß ist der Anteil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, für die
ein Tarifvertrag gilt – in ganz Deutschland und differenziert nach alten
und neuen Bundesländern?

Der Bundesregierung liegen zur tatsächlichen Tarifbindung die Ergebnisse der
jüngsten Erhebung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesagentur für Arbeit für das Jahr 2002 vor (IAB-Betriebspanel). Diese Er-
hebung hat u. a. Folgendes ergeben:
l In Westdeutschland arbeiten 62,9 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer in Betrieben mit Bindung an einen Verbandstarifvertrag und 7,1 % in
Betrieben mit Firmentarifverträgen.

l In Ostdeutschland arbeiten 42,7 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in Betrieben mit Bindung an einen Verbandstarifvertrag und 11,8 % in
Betrieben mit Firmentarifverträgen.

Damit sind in Westdeutschland 70,0 % und in Ostdeutschland 54,5 % – das
sind für Deutschland insgesamt rund 68 % – aller Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei tarifgebundenen Arbeitgebern beschäftigt. Außerdem zeigen
die Ergebnisse des IAB-Betriebspanels 2002, dass sich auch nicht tarifgebun-
dene Unternehmen in Westdeutschland mit etwa 15,5 % und in Ostdeutschland
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mit etwa 23,7 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am einschlägigen
Tarifvertrag orientieren. Daraus ergibt sich, dass für die Arbeitsverhältnisse von
rund 84 % (2001 = 85 %) aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
Deutschland Tarifverträge vollständig oder überwiegend maßgebend sind.
Nach Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst differenzierte Ergebnisse liegen
nicht vor. Die Bundesregierung nimmt jedoch an, dass bei Bund, Ländern und
Gemeinden die Anwendung des jeweiligen Tarifvertrages grundsätzlich einzel-
vertraglich vereinbart wird.

13. Wie hat sich der Organisationsgrad der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer (Anteil der gewerkschaftlich gebundenen Beschäftigten an allen
abhängig Beschäftigen) nach Kenntnis der Bundesregierung in den letz-
ten Jahren in Deutschland insgesamt und jeweils in den alten und in den
neuen Ländern entwickelt?

Der gewerkschaftliche Organisationsgrad der Arbeitnehmerschaft und die An-
zahl der Mitglieder in den Gewerkschaften werden nicht durch amtliche Statis-
tiken erfasst. Es stehen nur die Angaben der Organisationen selbst (aktuellste
Zahlen für 2002) zur Verfügung. Wird die Gesamtzahl der Mitglieder in Ge-
werkschaften und Arbeitnehmerverbänden ins Verhältnis zur Gesamtzahl der
abhängig Beschäftigten gesetzt, so ergibt sich ein Anteil von etwa 27 %. Diese
Quote lag vor zehn Jahren noch bei einer Größenordnung von 40 %. Getrennte
Zahlen für die alten und die neuen Bundesländer liegen nicht vor.

14. Liegen der Bundesregierung Anzeichen für eine „Tarifflucht“ seitens der
Arbeitgeber vor?

Wie viele Unternehmen mit insgesamt wie vielen Beschäftigten verlassen
jährlich die Arbeitgeberverbände bzw. entscheiden sich dort, wo möglich,
für eine „OT“-Mitgliedschaft (ohne Tarifbindung)?

Der Bundesregierung liegen keine Angaben über die Anzahl der Unternehmen,
die die Arbeitgeberverbände verlassen oder sich für eine OT-Mitgliedschaft
(„ohne Tarifbindung“) entscheiden, vor. Solche Vorgänge vollziehen sich im
Bereich der Tarifautonomie, für den es keine amtlichen Statistiken gibt.

15. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die Höhe der
Arbeitsentgelte (Stundenentgelte) vor?

Wie viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer befinden sich nach Kennt-
nis der Bundesregierung in den folgenden Verdienstklassen: bis 3,50 Euro/
Stunde, 3,51 bis 5,00 Euro/Stunde; 5,01 bis 7,00 Euro/Stunde; 7,01 bis 9,00
Euro/Stunde, 9,01 bis 11 Euro/Stunde?

Der Bundesregierung liegen die gewünschten aktuellen Angaben nicht vor.
Lediglich kann der letzten Gehalts- und Lohnstrukturerhebung nach dem Stand
von Oktober 2001 – die allerdings nur ein Teil Arbeitnehmerschaft erfasst – die
Verteilung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf bestimmte Brutto-
monatsverdienstklassen entnommen werden. Eine Tabelle ist als Anlage 1 bei-
gefügt.
Neben diesen Erkenntnissen über tatsächliche Bruttoarbeitsentgelte gibt es eine
Auswertung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit nach dem
Stand vom 31. Dezember 2003 über tarifvertraglich vereinbarte Stunden-
entgelte bis zu 6 Euro aus sämtlichen rund 2 800 gültigen Verbands-Entgelt-
tarifverträgen aller Wirtschaftszweige und Bundesländer. Daraus ergibt sich
u. a., dass in mehr als 130 Tarifverträgen Stundenlöhne bzw. auf die Stunde
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umgerechnete Monatsgehälter bis zu diesem Betrag vorgesehen sind. Diese
Arbeitsentgelte sind zwar oft nur für ungelernte Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer mit einfachen Tätigkeiten im Alter von unter 18 Jahren vorgese-
hen. Vereinzelt gibt es aber auch Entgelte in dieser Größenordnung für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer mit abgeschlossener Berufsausbildung bzw.
für Ungelernte ohne Rücksicht auf das Lebensalter. Mangels entsprechender
Statistiken liegen jedoch keine Erkenntnisse über die Anzahl der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer vor, die in diesen tariflichen Entgeltgruppen bis zu
6 Euro beschäftigt sind. Die Tarifauswertung ist als Anlage 2 beigefügt.

16. Hat die Bundesregierung Anzeichen dafür, dass in bestimmten Branchen
bzw. Regionen „Dumping“-Arbeitsentgelte gezahlt werden?

Wenn ja: In welchen Branchen bzw. Regionen?

Der Bundesregierung liegen keine Anzeichen dafür vor, dass in bestimmten
Branchen bzw. Regionen „Dumping“-Arbeitsentgelte gezahlt werden. Mit den
vorhandenen amtlichen Statistiken sind solche Vermutungen weder zu bestäti-
gen noch zu widerlegen.

17. Traut die Bundesregierung es den Tarifvertragsparteien nach wie vor zu,
die Mindestarbeitsbedingungen festzulegen und effektiv für die große
Mehrheit der Beschäftigten durchzusetzen?

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass sich das Tarifverhandlungssys-
tem bewährt hat. Die autonome Festlegung von Löhnen und Gehältern sowie
sonstigen Arbeitsbedingungen in Tarifverträgen, die die Gegebenheiten der
verschiedenen Wirtschaftszweige und Regionen berücksichtigen können, hat
sich in der Bundesrepublik Deutschland seit mehr als 50 Jahren bewährt. Seit
1949 wurden bis zum 1. April 2004 mehr als 347 000 Tarifverträge abgeschlos-
sen, davon sind zurzeit knapp 60 000 einzelne Tarifverträge gültig. Im Durch-
schnitt der letzten zehn Jahre wurden in jedem Jahr rund 7 500 neue Tarif-
verträge abgeschlossen. Für Wirtschaftszweige, in denen etwa 90 % der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt sind, bestehen Tarifverträge.
Zusammen mit der in der Antwort auf Frage 12 dargestellten hohen Tarifbin-
dung ist die Auffassung gerechtfertigt, dass die Tarifvertragsparteien nach wie
vor in der Lage sind, die Mindestarbeitsbedingungen durch Tarifverträge fest-
zulegen und für die große Mehrheit der Beschäftigten durchzusetzen.

18. Hält die Bundesregierung das derzeit vorhandene rechtliche Instrumenta-
rium zur Absicherung von Mindestarbeitsbedingungen für ausreichend?

Gibt es in der Bundesregierung Überlegungen, unter bestimmten Bedin-
gungen einen gesetzlichen Mindestlohn einzuführen?

Sind nach Auffassung der Bundesregierung für bestimmte Wirtschafts-
zweige bzw. Beschäftigungsarten die Voraussetzungen für die Anwen-
dung des Gesetzes über die staatliche Festsetzung von Mindestarbeits-
bedingungen gegeben?

Die Bundesregierung hält das derzeit vorhandene rechtliche Instrumentarium
zur Absicherung von Mindestarbeitsbedingungen für ausreichend. Es besteht
die in der Antwort auf Frage 12 dargestellte hohe Bindung an Tarifverträge auf-
grund der Mitgliedschaft der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in den tarif-
abschließenden Verbänden bzw. durch einzelvertragliche Bezugnahme. Darü-
ber hinaus gibt es das Instrument der Allgemeinverbindlicherklärung nach § 5
Tarifvertragsgesetz, von dem allerdings nur zurückhaltend Gebrauch gemacht
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wird. Nur rund 0,8 % aller gültigen Tarifverträge sind derzeit allgemeinver-
bindlich. Darüber hinaus werden Mindestlohntarifverträge nach dem Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz auch durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Arbeit für verbindlich erklärt.
In der Bundesregierung gibt es gegenwärtig keine Überlegungen, einen allge-
mein geltenden, gesetzlichen Mindestlohn einzuführen. Es besteht zwar das
Gesetz über die Festsetzung von Mindestarbeitsbedingungen vom 11. Januar
1952. Dieses Gesetz räumt aber der Regelung von Entgelten und sonstigen Ar-
beitsbedingungen durch Tarifverträge den Vorrang ein und lässt die Festsetzung
von Mindestarbeitsbedingungen nur unter bestimmten Voraussetzungen zu,
u. a., wenn eine Regelung von Entgelten oder sonstigen Arbeitsbedingungen
durch Allgemeinverbindlicherklärung eines Tarifvertrages nicht erfolgt ist.
Dieses Gesetz ist bisher nicht angewandt worden. Auch für bestimmte Wirt-
schaftszweige und Beschäftigungsarten sind die Voraussetzungen für die An-
wendung des Gesetzes über die Festsetzung von Mindestarbeitsbedingungen
nicht gegeben.

19. Wie begründet die Bundesregierung ihre Position zur Einführung eines
gesetzlichen Mindestlohns?

Unter den gegebenen Strukturen eines funktionierenden Systems von Tarif-
verträgen kann es nicht Aufgabe des Staates sein, im Bereich der Lohnfindung
tätig zu werden.

20. Gibt es in der Bundesregierung Überlegungen, die rechtlichen Grundlagen
für die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen zu ändern?

Nein.

21. Wie verträgt sich nach Auffassung der Bundesregierung die Aussage des
Bundeskanzlers, Gerhard Schröder, auf dem DGB-Bundeskongress am
29. Mai 2002: „Diese Tarifrunde hat erneut die Stärke der Tarifautonomie
bewiesen. Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände brauchen keine Ein-
mischung von außen.“ mit der Aussage des Bundeskanzlers in seiner Re-
gierungserklärung vom 14. März 2003: „Ich erwarte also, dass sich die
Tarifparteien […] auf betriebliche Bündnisse einigen, wie das in vielen
Branchen bereits der Fall ist. Geschieht das nicht, wird der Gesetzgeber
zu handeln haben.“ (Plenarprotokoll 15/32, S. 2487 C)?

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die Ankündigung, der
Gesetzgeber werde gegebenenfalls zu handeln haben, eine „Einmischung
von außen“ darstellt?

Die beiden Aussagen des Bundeskanzlers stehen nicht in einem Gegensatz zu-
einander, sondern ergänzen sich. Eine starke Tarifautonomie braucht keine Ein-
mischung von außen. Sie ist stark genug, einen politischen Appell richtig zu
verstehen und darauf zu reagieren.

22. Wie bewertet die Bundesregierung die im Jahr 2004 bereits erfolgten
Tarifabschlüsse?

Geht die Bundesregierung nach dem derzeitigen Verlauf der Tarifrunde
davon aus, dass die Ergebnisse von Tarifverhandlungen im Bereich von
Öffnungsklauseln bis Ende 2004 so zufriedenstellend sein werden, dass
sich ein Handeln des Gesetzgebers zur Ermöglichung betrieblicher Bünd-
nisse für Arbeit – das laut einer Verabredung im Zusammenhang mit dem
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Vermittlungsverfahren zwischen dem Deutschen Bundestag und dem
Bundesrat im Dezember 2003 von den Ergebnissen der diesjährigen
Tarifrunde abhängig gemacht werden soll – erübrigt?

Die Tarifrunde des Jahres 2004 steht noch am Anfang, wenn auch bereits einer
der bedeutendsten Tarifbereiche, die Metall- und Elektroindustrie, abgeschlos-
sen hat. Ohne den bewährten Grundsatz aufzugeben, die Tarifabschlüsse nicht
im Einzelnen zu kommentieren, kann dennoch gesagt werden, dass der Metall-
abschluss insgesamt positiv zu bewerten ist, insbesondere, weil weitere Öffnun-
gen und Flexibilisierungen verabredet wurden, die den Betrieben größeren
Handlungsspielraum einräumen als bisher.

23. Schließt die Bundesregierung es definitiv aus, dass sie eine Änderung des
tarifvertragsgesetzlichen Günstigkeitsprinzips (§ 4 Abs. 3 TVG) und/oder
der Tarifsperre im Betriebsverfassungsgesetz (§ 77 Abs. 3 BetrVG) im
weiteren Verlauf der 15. Wahlperiode des Deutschen Bundestages noch für
erforderlich halten wird?

Die Bundesregierung kann die Notwendigkeit bestimmter Maßnahmen bis zum
Ende der 15. Wahlperiode des Deutschen Bundestages auf keinem Feld der
Politik ausschließen. Es ist jedoch die erklärte Absicht der Bundesregierung,
das Günstigkeitsprinzip (§ 4 Abs. 3 TVG) und die Tarifsperre im Betriebsver-
fassungsgesetz (§ 77 Abs. 3) nicht zu ändern.

24. Hat die Bundesregierung die schon im Koalitionsvertrag 1998/2002 von
den Parteien SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angekündigte Ab-
sicht, man wolle „die Tarifautonomie stärken, vor allem durch ein Klage-
recht der Verbände …“, umgesetzt?

Wenn nein: Warum nicht?

Verfolgt die Bundesregierung nach wie vor das Ziel, ein Verbandsklage-
recht im Tarifbereich gesetzlich zu verankern?

Ein Verbandsklagerecht im Bereich des Tarifvertragsrechts ist bisher nicht
verwirklicht worden. Ob dies in der Zukunft auf den gesetzgeberischen Weg
gebracht wird, bleibt weiteren Überlegungen vorbehalten.
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Anlage 1
IVAa-Arbeitnehmer im Oktober 2001 nach Bruttomonatsverdienstklassen im

produzierenden Gewerbe, Handel, Gastgewerbe, Verkehr und Nachrichtenübermittlung, Kredit- und Versicherungswesen sowie Grund-
stücks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung von Dienstleistungen überwiegend für Unternehmen

Deutschland
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Anlage 2

Bundesministerium für Bonn, im Dezember 2003
Wirtschaft und Arbeit
IIIa3-31207-2

Tarifverträge und Tätigkeiten mit Stundenentgelten bis zu 6,00 Euro

Auswertung sämtlicher rund 2 800 gültigen Verbands-Entgelttarifverträge aus allen Wirtschaftszweigen
und Bundesländern. Aufgeführt sind Bruttoentgelte. Enthält der Tarifvertrag Monatsentgelte, so sind diese

entsprechend der jeweiligen tarifvertraglichen Regelarbeitszeit auf Stundenentgelte umgerechnet.

Stand: 31. Dezember 2003
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H i n w e i s :

An einen Tarifvertrag sind nur die Mitglieder der Tarifvertragsparteien gebunden, sofern nicht eine Allgemeinver-
bindlicherklärung besteht, was jedoch nur selten der Fall ist (am 31. Januar 2003 waren nur rund 40 Vergütungs-
tarifverträge allgemeinverbindlich). Bei fehlender Tarifbindung braucht sich ein Arbeitgeber nicht an einen Tarif-
vertrag zu halten; er kann mit seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auch Arbeitsentgelte vereinbaren,
die unter den tariflichen Mindestlöhnen liegen.
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